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BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

 
2 ARs 305/21 
2 AR 200/21  

vom 

29. September 2021 

in dem Strafverfahren 

gegen 

 

 

 

 

 

wegen Betruges 

hier: Verfahrensverbindung gemäß § 4 StPO 

Az.: 3 RWs 538/21 Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am Main  
 3520 Js 2337780/19 Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main  
 619 Ls 3520 Js 2337780/19 Amtsgericht Frankfurt am Main  
 940 Js 44/20 Staatsanwaltschaft Köln  
 119 KLs 940 Js 44/20 3/21 Landgericht Köln  
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Der 2. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat nach Anhörung des Generalbun-

desanwalts am 29. September 2021 beschlossen: 

 

Das bei dem Amtsgericht – Schöffengericht – Frankfurt am 

Main anhängige Verfahren 916 Ls 3520 Js 237780/19 gegen 

die Angeklagten                    R.      und                  G.             

wird zu dem beim Landgericht Köln rechtshängigen Verfahren 

119 KLs 3/21 gegen die Angeklagten                            R.      ,  

                 G.               , T.                    G.        geb. R.      und  

               K.             verbunden. 

 

 

Gründe: 

I. 

Unter dem 16. März 2021 ist gegen die Angeklagten                         R.     ,  

                 G.               u. a. wegen gewerbsmäßigen Bandenbetrugs Anklage vor  

dem Landgericht – große Strafkammer – Köln erhoben worden. Mit Beschluss 

vom 19. Mai 2021 hat das Landgericht Köln das Hauptverfahren eröffnet. 

Daneben hat die Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main am 9. April 2021 

gegen                   R.      und                 G.           wegen gewerbsmäßigen  

Betruges Anklage zum Amtsgericht – Schöffengericht – Frankfurt am Main erho-

ben.  
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Das Landgericht Köln hat seine Übernahmebereitschaft erklärt, die Staats-

anwaltschaft Frankfurt hat einer Abgabe zugestimmt. Die Generalstaatsanwalt-

schaft Frankfurt hat die Sache dem Bundesgerichtshof zur Entscheidung vorge-

legt.  

II. 

Die Voraussetzungen einer Verbindung durch den Bundesgerichtshof ge-

mäß § 4 Abs. 1 und Abs. 2 StPO liegen vor. 

Der Bundesgerichtshof ist als gemeinschaftliches oberes Gericht des 

Amtsgerichts Frankfurt am Main (Oberlandesgerichtsbezirk Frankfurt am Main) 

und des Landgerichts Köln (Oberlandesgerichtsbezirk Köln) gemäß § 4 Abs. 2 

Satz 2 StPO zur Entscheidung über die beantragte Verfahrensverbindung beru-

fen. 

Die Verfahrensverbindung ist gemäß § 4 Abs. 1 StPO zulässig, da zwi-

schen den zu verbindenden Verfahren, die bei Gerichten verschiedener Rang-

ordnung anhängig gemacht worden sind, ein persönlicher sowie sachlicher Zu-

sammenhang besteht. Indes ist nicht erforderlich, dass auch das Gericht niedri-

gerer Ordnung in der bei ihm anhängigen Sache das Hauptverfahren eröffnet hat, 

da die Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main, die ihre Dispositionsbefugnis über 

das Verfahren noch nicht endgültig verloren hat, der Abgabe zugestimmt hat. 

Die Verbindung der Verfahren ist sowohl aus prozessökonomischer Sicht 

als auch im Hinblick auf die im Falle einer Verurteilung der Angeklagten erforder-

lichen Gesamtstrafenbildung sachgerecht und geboten. Besondere nachteilige 

Auswirkungen (vgl. Scheuten in: KK-StPO, 8. Aufl. § 3 Rn. 3), insbesondere eine 
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nachhaltige Verfahrensverzögerung gehen mit der Verfahrensverbindung nicht 

einher. 

 

Franke  Appl  Zeng 

 Grube  Schmidt 

 
 


